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§ 13: Deutsche Teilung und Europäische Einigung 
 

 
LITERATUR: Willoweit, Deutsche Verfassungsgeschichte, §§ 41-46; Kroeschell, Deutsche Rechtsgeschichte 3, 

S. 261 ff.; ders., Deutsche Rechtsgeschichte im 20. Jahrhundert, S. 118 ff.; Hähnchen, 

Rechtsgeschichte, § 17 

 

 

I. „Stunde Null“: (Militärische) Kapitulation und Verwaltung durch die Siegermächte 
 

 1. Konferenzen der Alliierten während des Krieges 
 

 2. Kapitulation und Kontinuitätsfrage 
 

Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernahme der obersten 

Regierungsgewalt hinsichtlich Deutschlands durch die Regierungen des Vereinigten Königreichs, 

der Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und 

durch die Provisorische Regierung der Französischen Republik vom 5. Juni 1945 

  Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft sind vollständig geschlagen und 

haben bedingungslos kapituliert, und Deutschland, das für den Krieg verantwortlich ist, ist nicht 

mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die 

bedingungslose Kapitulation Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen 

Forderungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. 

  Es gibt in Deutschland keine zentrale Regierung oder Behörde, die fähig wäre, die 

Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für die 

Ausführung der Forderungen der siegreichen Mächte zu übernehmen. 

  Unter diesen Umständen ist es notwendig, unbeschadet späterer Beschlüsse, die hinsichtlich 

Deutschlands getroffen werden mögen, Vorkehrungen für die Einstellung weiterer 

Feindseligkeiten seitens der deutschen Streitkräfte, für die Aufrechterhaltung der Ordnung in 

Deutschland und für die Verwaltung des Landes zu treffen und die sofortigen Forderungen 

zu verkünden, denen Deutschland nachzukommen verpflichtet ist. 

  Die Vertreter der obersten Kommandobehörden des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten 

Staaten von Amerika, der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und der Französischen 

Republik, im folgenden "Alliierte Vertreter" genannt, die mit der Vollmacht ihrer betreffenden 

Regierungen und im Interesse der Vereinten Nationen handeln, geben dementsprechend die 

folgende Erklärung ab: 

  Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, der Union 

der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische Regierung der Französischen 

Republik übernehmen hiermit die oberste Regierungsgewalt in Deutschland, einschließlich aller 

Befugnisse der deutschen Regierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und der Regierungen, 

Verwaltungen oder Behörden der Länder, Städte und Gemeinden. Die Übernahme zu den 

vorstehend genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Befugnisse bewirkt nicht die 

Annektierung Deutschlands. 

  Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika der Union 

der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische Regierung der Französischen 

Republik werden später die Grenzen Deutschlands oder irgendeines Teiles Deutschlands und die 

rechtliche Stellung Deutschlands oder irgendeines Gebietes, das gegenwärtig einen Teil deutschen 

Gebietes bildet, festlegen. 

[…] 
 

 3. Alliierter Kontrollrat, Besatzungszonen und Neugründung der Länder 
 

Staatsgrundgesetz des Staates Groß-Hessen vom 22. November 1945.  

Artikel 1. Das Land Groß-Hessen bildet ein Glied im künftigen demokratischen Deutschland.  

Es wird demzufolge verkündet:  
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Artikel 2. Das Staatsgebiet des Staates Groß-Hessen umfaßt:  

1. Das Gebiet der ehemaligen Provinz Kurhessen,  

2. das Gebiet der ehemaligen Provinz Nassau,  

3. das Gebiet des ehemaligen Volksstaates Hessen. […] 

Artikel 3. Der Ministerpräsident siebt an der Spitze der Staatsregierung. Er trägt gegenüber der 

Militärregierung die volle Verantwortung. Der Ministerpräsident ernennt und entläßt die 

Staatsminister, er bestimmt für die Fälle seiner Behinderung einen der Staatsminister als seinen 

Vertreter.  

Er erläßt und verkündet die Gesetze und die grundsätzlichen Verordnungen, insbesondere 

die Rechtsverordnungen.  

Er ernennt und entläßt die Beamten, soweit er dieses Recht nicht auf die einzelnen Minister 

überträgt.  

Er übt für den Staat das Begnadigungsrecht mit Bezug auf Urteile deutscher Gerichte aus. 

Amnestien bedürfen eines Gesetzes.  

 

Verfassung des Landes Hessen vom 1. Dezember 1946  

In der Überzeugung, daß Deutschland nur als demokratisches Gemeinwesen eine Gegenwart und 

Zukunft haben kann, hat sich Hessen als Gliedstaat der deutschen Republik diese Verfassung 

gegeben. 

[…] 

Erster Hauptteil: Die Rechte des Menschen  

I. Gleichheit und Freiheit 

[…] 

II. Grenzen und Sicherung der Menschenrechte 

[…] 

III. Soziale und wirtschaftliche Rechte und Pflichten 

Artikel 27. Die Sozial- und Wirtschaftsordnung beruht auf der Anerkennung der Würde und der 

Persönlichkeit des Menschen.  

Artikel 28. Die menschliche Arbeitskraft steht unter dem besonderen Schutze des Staates.  

Jeder hat nach seinen Fähigkeiten ein Recht auf Arbeit und, unbeschadet seiner 

persönlichen Freiheit, die sittliche Pflicht zur Arbeit.  

Wer ohne Schuld arbeitslos ist, hat Anspruch auf den notwendigen Unterhalt für sich und 

seine unterhaltsberechtigten Angehörigen. Ein Gesetz regelt die Arbeitslosenversicherung.  

Artikel 30. Die Arbeitsbedingungen müssen so beschaffen sein, daß sie die Gesundheit, die 

Würde, das Familienleben und die kulturellen Ansprüche des Arbeitnehmers sichern; insbesondere 

dürfen sie die leibliche, geistige und sittliche Entwicklung der Jugendlichen nicht gefährden.  

Das Gesetz schafft Einrichtungen zum Schutze der Mütter und Kinder, und es schafft die 

Gewähr, daß die Frau ihre Aufgaben als Bürgerin und Schaffende mit ihren Pflichten als Frau und 

Mutter vereinbaren kann.  

Kinderarbeit ist verboten.  

[…] 

V. Erziehung und Schule 

Artikel 55. Die Erziehung der Jugend zu Gemeinsinn und zu leiblicher, geistiger und seelischer 

Tüchtigkeit ist Recht und Pflicht der Eltern. Dieses Recht kann nur durch Richterspruch nach 

Maßgabe der Gesetze entzogen werden.  

Artikel 56. Es besteht allgemeine Schulpflicht. Das Schulwesen ist Sache des Staates. Die 

Schulaufsicht wird hauptamtlich durch Fachkräfte ausgeübt.  

An allen hessischen Schulen werden die Kinder aller religiösen Bekenntnisse und 

Weltanschauungen in der Regel gemeinsam erzogen (Gemeinschaftsschule).  

Grundsatz eines jeden Unterrichts muß die Duldsamkeit sein. Der Lehrer hat in jedem Fach auf die 

religiösen und weltanschaulichen Empfindungen aller Schüler Rücksicht zu nehmen und die 

religiösen und weltanschaulichen Auffassungen sachlich darzulegen.  

Ziel der Erziehung ist, den jungen Menschen zur sittlichen Persönlichkeit zu bilden, seine 

berufliche Tüchtigkeit und die politische Verantwortung vorzubereiten zum selbständigen und 

verantwortlichen Dienst am Volk und der Menschheit durch Ehrfurcht und Nächstenliebe, 

Achtung und Duldsamkeit, Rechtlichkeit und Wahrhaftigkeit.  
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Der Geschichtsunterricht muß auf getreue, unverfälschte Darstellung der Vergangenheit 

gerichtet sein. Dabei sind in den Vordergrund zu stellen die großen Wohltäter der Menschheit, die 

Entwicklung von Staat, Wirtschaft, Zivilisation und Kultur, nicht aber Feldherren, Kriege und 

Schlachten. Nicht zu dulden sind Auffassungen, welche die Grundlagen des demokratischen 

Staates gefährden. […] 
 

 4. Kriegsverbrecherprozesse und Entnazifizierung 
 

 5. Rechtswissenschaft: Naturrechtsrenaissance 
 

Gustav Radbruch: Fünf Minuten Rechtsphilosophie, erschienen als Merkblatt für Studenten 1945  

sowie in: Rhein-Neckar-Zeitung (Heidelberg) vom 12. September 1945 und in Arthur Kaufmann 

(Hrsg.), Gesamtausgabe Radbruch, Heidelberg 1990, Band 3, S. 78- 82 

 Erste Minute  

Befehl ist Befehl, heißt es für den Soldaten. Gesetz ist Gesetz, sagt der Jurist. Während aber für 

den Soldaten Pflicht und Recht zum Gehorsam aufhören, wenn er weiß, daß der Befehl ein 

Verbrechen oder ein Vergehen bezweckt, seit vor etwa 100 Jahren die letzten Naturrechtler* unter 

den Juristen ausgestorben sind, keine solchen Ausnahmen von der Geltung des Gesetzes und vom 

Gehorsam der Untertanen des Gesetzes. Das Gesetz gilt, weil es Gesetz ist, und es ist Gesetz, 

wenn es in der Regel der Fälle die Macht hat, sich durchzusetzen.  

Diese Auffassung vom Gesetz und seiner Geltung (wir nennen sie die positivistische Lehre) hat 

den Juristen wie das Volk wehrlos gemacht gegen noch so willkürliche, noch so grausame, noch 

so verbrecherische Gesetze. Sie setzt letzten Endes das Recht der Macht gleich: nur wo die Macht 

ist, ist das Recht.  

 Zweite Minute  

Man hat diesen Satz durch einen anderen Satz ergänzen oder ersetzen wollen: Recht ist, was dem 

Volke nützt.  

Das heißt: Willkür, Vertragsbruch, Gesetzwidrigkeit sind, sofern sie nur dem Volke nützen, Recht. 

Das heißt praktisch: was den Inhaber der Staatsgewalt gemeinnützig dünkt, jeder Einfall und jede 

Laune des Despoten, Strafe ohne Gesetz und Urteil, gesetzloser Mord an Kranken sind Recht. Das 

kann heißen: der Eigennutz der Herrschenden wird als Gemeinnutz angesehen. Und so hat die 

Gleichstellung von Recht und vermeintlichem oder angeblichem Volksnutzen einen Rechtsstaat in 

einen Unrechtsstaat verwandelt.  

Nein, es hat nicht zu heißen: alles, was dem Volke nützt, ist Recht, vielmehr umgekehrt: nur was 

Recht ist, nützt dem Volke.  

 Dritte Minute  

Recht ist Wille zur Gerechtigkeit. Gerechtigkeit aber heißt: Ohne Ansehen der Person richten, an 

gleichem Maße alles messen.  

Wenn die Ermordung politischer Gegner geehrt, der Mord an Andersrassigen geboten, die gleiche 

Tat gegen die eigenen Gesinnungsgenossen aber mit den grausamsten, entehrensten Strafen 

geahndet wird, so ist das weder Gerechtigkeit, noch Recht.  

Wenn Gesetze den Willen der Gerechtigkeit bewußt verleugnen, zum Beispiel Menschenrechte 

Menschen nach Willkür gewähren und versagen, dann fehlt diesen Gesetzen die Geltung, dann 

schuldet das Volk ihnen keinen Gehorsam, dann müssen auch die Juristen den Mut finden, ihnen 

den Rechtscharakter abzusprechen.  

 Vierte Minute  

Gewiß, neben der Gerechtigkeit ist auch der Gemeinnutz ein Ziel des Rechts. Gewiß, auch das 

Gesetz als solches, sogar das schlechte Gesetz, hat noch immer einen Wert - den Wert, das Recht 

Zweiflern gegenüber sicher zu stellen. Gewiß, menschliche Unvollkommenheit laßt im Gesetz 

nicht immer alle drei Werte des Rechts: Gemeinnutz, Rechtssicherheit und Gerechtigkeit, sich 

harmonisch vereinigen, und es bleibt dann nur übrig, abzuwägen, ob dem schlechten, dem 

schädlichen oder ungerechten Gesetze um der Rechtssicherheit willen dennoch Geltung 

zuzusprechen, oder um seiner Ungerechtigkeit und Gemeinschädlichkeit willen die Geltung zu 

versagen sei. Das aber muß sich dem Bewußtsein des Volkes und der Juristen tief einprägen: Es 

kann Gesetze mit einem solchen Maß von Ungerechtigkeit und Gemeinschädlichkeit geben, daß 

ihnen die Geltung, ja der Rechtscharakter abgesprochen werden muß.  
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 Fünfte Minute  

Es gibt also Rechtsgrundsätze, die stärker sind als jede rechtliche Satzung, so daß ein Gesetz, das 

ihnen widerspricht, der Geltung bar ist. Man nennt diese Grundsätze das Naturrecht oder das 

Vernunftrecht. Gewiß sind sie im einzelnen von manchem Zweifel umgeben, aber die Arbeit der 

Jahrhunderte hat doch einen festen Bestand herausgearbeitet, und in den sogenannten Erklärungen 

der Menschen- und Bürgerrechte mit so weitreichender Übereinstimmung gesammelt, daß in 

Hinsicht auf manche von ihnen nur noch gewollte Skepsis den Zweifel aufrechterhalten kann.  

In der Sprache des Glaubens aber sind die gleichen Gedanken in zwei Bibelworten niedergelegt. 

Es steht einerseits geschrieben: Ihr sollt gehorsam sein der Obrigkeit, die Gewalt über Euch hat. 

Geschrieben steht aber andererseits: Ihr sollt Gott mehr gehorchen als den Menschen - und das ist 

nicht etwa nur ein frommer Wunsch, sondern ein geltender Rechtssatz. Die Spannung aber 

zwischen diesen beiden Worten kann man nicht durch ein drittes lösen, etwa durch den Spruch: 

Gebet dem Kaiser was des Kaisers und Gott was Gottes ist - denn auch dieses Wort läßt die 

Grenzen im Zweifel. Vielmehr: es überläßt die Lösung der Stimme Gottes, welche nur angesichts 

des besonderen Falles im Gewissen des einzelnen zu ihm spricht.  

*Unter Naturrecht ist das Recht zu verstehen, das sich aus der menschlichen Natur ableitet und 

das aus der menschlichen Vernunft erkennbar ist. Es ist daher für alle Zeiten gültig. 
 

 6. Teilung Deutschlands 
 

II. Bundesrepublik Deutschland 
 

 1. Frankfurter Dokumente und Parlamentarischer Rat 
 

"Frankfurter Dokumente", Wortlaut der von den Militärgouverneuren den elf deutschen 

Ministerpräsidenten in Frankfurt am Main übergebenen drei Dokumente vom 1. Juli 1948 

Dokument Nr. I (Grundlinien für die Verfassung) 

  In Übereinstimmung mit den Beschlüssen ihrer Regierungen autorisieren die Militärgouverneure 

der Amerikanischen, Britischen und Französischen Besatzungszone in Deutschland die 

Ministerpräsidenten der Länder ihrer Zonen, eine Verfassunggebende Versammlung einzuberufen, 

die spätestens am 1. September 1948 zusammentreten sollte. […] 

  Die Verfassunggebende Versammlung wird eine demokratische Verfassung ausarbeiten, die für 

die beteiligten Länder eine Regierungsform des föderalistischen Typs schafft, die am besten 

geeignet ist, die gegenwärtig zerrissene deutsche Einheit schließlich wieder herzustellen, und die 

Rechte der beteiligten Länder schützt, eine angemessene Zentral-Instanz schafft und die Garantien 

der individuellen Rechte und Freiheiten enthält. […] 

Dokument Nr. II (Aufforderung zur Überprüfung der Ländergrenzen) 

[…] 

Dokument Nr. III (Grundsätze eines Besatzungsstatuts) 

  Die Schaffung einer verfassungsmäßigen deutschen Regierung macht eine sorgfältige Definition 

der Beziehungen zwischen dieser Regierung und den Alliierten Behörden notwendig. 

   Nach Ansicht der Militärgouverneure sollten diese Beziehungen auf den folgenden Grundsätzen 

beruhen:  

A. Die Militärgouverneure werden den deutschen Regierungen Befugnisse der Gesetzgebung, der 

Verwaltung und der Rechtsprechung gewähren und sich solche Zuständigkeiten vorbehalten, die 

nötig sind, um die Erfüllung des grundsätzlichen Zwecks der Besatzung sicherzustellen. […] 

B. Die Militärgouverneure werden die Ausübung ihrer vollen Machtbefugnisse wieder aufnehmen, 

falls ein Notstand für die Sicherheit bedroht, und um nötigenfalls die Beachtung der Verfassungen 

und des Besatzungsstatutes zu sichern. […] 
 

 2. Grundgesetz 
 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 

  Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein in öffentlicher Sitzung 

festgestellt, daß das am 8. Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen Rat beschlossene 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der Woche vom 16.-22. Mai 1949 durch die 

Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln der beteiligten deutschen Länder angenommen 

worden ist. 
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[…]  

Präambel 

  Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine 

nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten 

Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das Deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, 

Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-

Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine 

Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses 

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen. 

  Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. 

  Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und 

Freiheit Deutschlands zu vollenden. 

[…] 

Artikel 23 

Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, 

Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 

Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach 

deren Beitritt in Kraft zu setzen. 

Artikel 24 

(1) Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen. 

(2) Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollektiver 

Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die 

eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt 

herbeiführen und sichern. 

(3) Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Vereinbarungen über eine 

allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten. 

 

Artikel 146 

Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, 

die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist. 
 

 3. Souveränität und Westbindung 
 

III. Deutsche Demokratische Republik 
 

 1. Verfassungen der DDR 
 

Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 7. Oktober 1949 
 

[…] 

A. Grundlagen der Staatsgewalt 

ARTIKEL 1 

(1) Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf den deutschen 

Ländern auf. 

(2) Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die für den Bestand und die Entwicklung des 

deutschen Volkes in seiner Gesamtheit wesentlich sind; alle übrigen Angelegenheiten werden von 

den Ländern selbständig entschieden. 

(3) Die Entscheidungen der Republik werden grundsätzlich von den Ländern ausgeführt. 

(4) Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit. 

ARTIKEL 2 

(1) Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik sind Schwarz-Rot-Gold. 

(2) Die Hauptstadt der Republik ist Berlin. 

ARTIKEL 3 

(1) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 

(2) Jeder Bürger hat das Recht und die Pflicht zur Mitgestaltung in seiner Gemeinde, seinem 

Kreise, seinem Lande und in der Deutschen Demokratischen Republik. 

[…] 
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ARTIKEL 15 

(1) Die Arbeitskraft wird vom Staat geschützt. 

(2) Das Recht auf Arbeit wird verbürgt. Der Staat sichert durch Wirtschaftslenkung jedem Bürger 

Arbeit und Lebensunterhalt. Soweit dem Bürger angemessenen Arbeitsgelegenheit nicht 

nachgewiesen werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt. 
 

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 6. April 1968 
 

Getragen von der Verantwortung, der ganzen deutschen Nation den Weg in eine Zukunft des 

Friedens und des Sozialismus zu weisen, in Ansehung der geschichtlichen Tatsache, daß der 

Imperialismus unter Führung der USA im Einvernehmen mit Kreisen des westdeutschen 

Monopolkapitals Deutschland gespalten hat, um Westdeutschland zu einer Basis des 

Imperialismus und des Kampfes gegen den Sozialismus aufzubauen, was den Lebensinteressen der 

Nation widerspricht, hat sich das Volk der Deutschen Demokratischen Republik, fest gegründet 

auf den Errungenschaften der antifaschistisch-demokratischen und der sozialistischen Umwälzung 

der gesellschaftlichen Ordnung, einig in seinen werktätigen Klassen und Schichten das Werk der 

Verfassung vom 7. Oktober 1949 in ihren Geiste weiterführend und von dem Willen erfüllt, den 

Weg des Friedens, der sozialen Gerechtigkeit, der Demokratie, des Sozialismus und der 

Völkerfreundschaft in freier Entscheidung unbeirrt weiterzugehen, diese sozialistische Verfassung 

gegeben. 
 

A b s c h n i t t  I 

Grundlagen der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung 

K a p i t e l  1 

Politische Grundlagen 

Artikel 1 

  Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat deutscher Nation. Sie ist die 

politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land, die gemeinsam unter Führung der 

Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei den Sozialismus verwirklichen. 

  Der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik ist Berlin. 

  Die Staatsflagge der Deutschen Demokratischen Republik besteht aus den Farben Schwarz-Rot-

Gold und trägt auf beiden Seiten in der Mitte das Staatswappen der Deutschen Demokratischen 

Republik. 

  Das Staatswappen der Deutschen Demokratischen Republik besteht aus Hammer und Zirkel, 

umgeben von einem Ährenkranz, der im unteren Teil von einem schwarz-rot-goldenen Band 

umschlungen ist. 

Artikel 2 

  (1) Alle politische Macht in der Deutschen Demokratischen Republik wird von den Werktätigen 

ausgeübt. Der Mensch steht im Mittelpunkt aller Bemühungen der sozialistischen Gesellschaft und 

ihres Staates. Das gesellschaftliche System des Sozialismus wird ständig vervollkommnet. 

  (2) Das feste Bündnis der Arbeiterklasse mit der Klasse der Genossenschaftsbauern, den 

Angehörigen der Intelligenz und den anderen Schichten des Volkes, das sozialistische Eigentum 

an Produktionsmitteln, die Planung und Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung und den 

fortgeschrittensten Erkenntnisse der Wissenschaft bilden unantastbare Grundlagen der 

sozialistischen Gesellschaftsordnung. 

  (3) Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ist für immer beseitigt. Was des Volkes 

Hände schaffen, ist des Volkes Eigen. Das sozialistische Prinzip "Jeder nach seinen Fähigkeiten, 

jedem nach seiner Leistung" wird verwirklicht. 

  (4) Die Übereinstimmung der politischen, materiellen und kulturellen Interessen der Werktätigen 

und ihrer Kollektive mit den gesellschaftlichen Erfordernissen ist die wichtigste Triebkraft der 

sozialistischen Gesellschaft. 

[…] 

Artikel 21 

(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, das politische, 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben der sozialistischen Gemeinschaft und des 

sozialistischen Staates umfassend mitzugestalten. Es gilt der Grundsatz "Arbeite mit, plane mit, 

regiere mit!" 

[…] 
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Artikel 24  

(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Arbeit. Er hat das 

Recht auf einen Arbeitsplatz und dessen freie Wahl entsprechend den gesellschaftlichen 

Erfordernissen und der persönlichen Qualifikation. Er hat das Recht auf Lohn nach Qualität und 

Quantität der Arbeit. Mann und Frau, Erwachsene und Jugendliche haben das Recht auf gleichen 

Lohn bei gleicher Arbeitsleistung. 

  (2) Gesellschaftlich nützliche Tätigkeit ist eine ehrenvolle Pflicht für jeden arbeitsfähigen Bürger. 

Das Recht auf Arbeit und die Pflicht zur Arbeit bilden eine Einheit. 

  (3) Das Recht auf Arbeit wird gewährleistet 

durch das sozialistische Eigentum an den Produktionsmitteln; 

durch die sozialistische Planung und Leitung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses; 

durch das stetige und planmäßige Wachstum der sozialistischen Produktivkräfte und der 

Arbeitsproduktivität; 

durch die konsequente Durchführung der wissenschaftlich-technischen Revolution; 

durch ständige Bildung und Weiterbildung der Bürger und 

durch das einheitliche sozialistische Arbeitsrecht. 

  […] 
 

 2. Ostintegration und Mauerbau 
 

IV. Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten 
 

 1. Deutschlandpolitik der beiden deutschen Staaten 
 

2. „Friedliche Revolution(en)“ im Herbst 1989 
 

 3. Deutsche Einheit: Einigungsvertrag und „Zwei-Plus-Vier“-Vertrag 
 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 

über die Herstellung der Einheit Deutschlands – Einigungsvertrag – vom 31. August 1990 
 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik – 

entschlossen, die Einheit Deutschlands in Frieden und Freiheit als gleichberechtigtes Glied der 

Völkergemeinschaft in freier Selbstbestimmung zu vollenden, 

ausgehend von dem Wunsch der Menschen in beiden Teilen Deutschlands, gemeinsam in Frieden 

und Freiheit in einem rechtsstaatlich geordneten, demokratischen und sozialen Bundesstaat zu 

leben, 

in dankbarem Respekt vor denen, die auf friedliche Weise der Freiheit zum Durchbruch verholfen 

haben, die an der Aufgabe der Herstellung der Einheit Deutschlands unbeirrt festgehalten haben 

und sie vollenden, 

im Bewußtsein der Kontinuität deutscher Geschichte und eingedenk der sich aus unserer 

Vergangenheit ergebenden besonderen Verantwortung für eine demokratische Entwicklung in 

Deutschland, die der Achtung der Menschenrechte und dem Frieden verpflichtet bleibt, 

in dem Bestreben, durch die deutsche Einheit einen Beitrag zur Einigung Europas und zum 

Aufbau einer europäischen Friedensordnung zu leisten, in der Grenzen nicht mehr trennen und die 

allen europäischen Völkern ein vertrauensvolles Zusammenleben gewährleistet, 

in dem Bewußtsein, daß die Unverletzlichkeit der Grenzen und der territorialen Integrität und 

Souveränität aller Staaten in Europa in ihren Grenzen eine grundlegende Bedingung für den 

Frieden ist 

sind übereingekommen, einen Vertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands mit den 

nachfolgenden Bestimmungen zu schließen: 
 

Kapitel I 

Wirkung des Beitritts 

Artikel 1 Länder 

  (1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur 

Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes am 3. Oktober 1990 werden die 

Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
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Länder der Bundesrepublik Deutschland. Für die Bildung und die Grenzen dieser Länder 

untereinander sind die Bestimmungen des Verfassungsgesetzes zur Bildung von Ländern in der 

Deutschen Demokratischen Republik vom 22. Juli 1990 – Ländereinführungsgesetz – (GBl. I Nr. 

51 S. 955) gemäß Anlage II maßgebend. 

  (2) Die 23 Bezirke von Berlin bilden das Land Berlin. 

Artikel 2 

Hauptstadt, Tag der Deutschen Einheit 

  (1) Hauptstadt Deutschlands ist Berlin. Die Frage des Sitzes von Parlament und Regierung wird 

nach der Herstellung der Einheit Deutschlands entschieden. 

  (2) Der 3. Oktober ist als Tag der Deutschen Einheit gesetzlicher Feiertag. 
 

Kapitel II 

Grundgesetz 

Artikel 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes 

  Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten 

Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1481), in den 

Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 

sowie in dem Teil des Landes Berlin, in dem es bisher nicht galt, mit den sich aus Artikel 4 

ergebenden Änderungen in Kraft, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

[…] 
 

Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland ("Zwei-plus-Vier-Vertrag") 

vom 12. September 1990 
 

Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, die Französische 

Republik, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, die Union der 

Sozialistischen Sowjetrepubliken und die Vereinigten Staaten von Amerika - 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß ihre Völker seit 1945 miteinander in Frieden leben, 

EINGEDENK der jüngsten historischen Veränderungen in Europa, die es ermöglichen, die 

Spaltung des Kontinents zu überwinden, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug 

auf Berlin und Deutschland als Ganzes und der entsprechenden Vereinbarungen und Beschlüsse 

der Vier Mächte aus der Kriegs- und Nachkriegszeit, 

ENTSCHLOSSEN, in Übereinstimmung mit ihren Verpflichtungen aus der Charta der Vereinten 

Nationen freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und 

Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und 

andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu treffen, 

EINGEDENK der Prinzipien der in Helsinki unterzeichneten Schlußakte der Konferenz über 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 

IN ANERKENNUNG, daß diese Prinzipien feste Grundlagen für den Aufbau einer gerechten und 

dauerhaften Friedensordnung in Europa geschaffen haben, 

ENTSCHLOSSEN, die Sicherheitsinteressen eines jeden zu berücksichtigen, 

ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, Gegensätze endgültig zu überwinden und die 

Zusammenarbeit in Europa fortzuentwickeln, 

IN BEKRÄFTIGUNG ihrer Bereitschaft, die Sicherheit zu stärken, insbesondere durch wirksame 

Maßnahmen zur Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrauensbildung; ihrer Bereitschaft, sich 

gegenseitig nicht als Gegner zu betrachten, sondern auf ein Verhältnis des Vertrauens und der 

Zusammenarbeit hinzuarbeiten sowie dementsprechend ihrer Bereitschaft, die Schaffung 

geeigneter institutioneller Vorkehrungen im Rahmen der Konferenz über Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa positiv in Betracht zu ziehen, 

IN WÜRDIGUNG DESSEN, daß das deutsche Volk in freier Ausübung des 

Selbstbestimmungsrechts seinen Willen bekundet hat, die staatliche Einheit Deutschlands 

herzustellen, um als gleichberechtigtes und souveränes Glied in einem vereinten Europa dem 

Frieden der Welt zu dienen, 

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Vereinigung Deutschlands als Staat endgültigen Grenzen ein 

bedeutsamer Beitrag zu Frieden und Stabilität in Europa ist, 

MIT DEM ZIEL, die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland zu vereinbaren, 



§ 13: Deutsche Teilung und Europäische Einigung 
 
 
 

 
 

Prof. Dr. Guido Pfeifer 
Rechts- und Verfassungsgeschichte I 

Sommersemester 2017 

76 

IN ANERKENNUNG DESSEN, daß dadurch und mit der Vereinigung Deutschlands als einem 

demokratischen und friedlichen Staat die Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in 

bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes ihre Bedeutung verlieren, 

VERTRETEN durch ihre Außenminister, die entsprechend der Erklärung von Ottawa vom 13. 

Februar 1990 am 5. Mai 1990 in Bonn, am 22. Juni 1990 in Berlin, am 17. Juli 1990 in Paris unter 

Beteiligung des Außenministers der Republik Polen und am 12. September 1990 in Moskau 

zusammengetroffen sind - 

 

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 
 

Artikel 1 

(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 

Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen. Seine Außengrenzen werden die Grenzen 

der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland sein und werden 

am Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags endgültig sein. Die Bestätigung des endgültigen 

Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist ein wesentlicher Bestandteil der 

Friedensordnung in Europa. 

(2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestätigen die zwischen ihnen bestehende 

Grenze in einem völkerrechtlich verbindlichen Vertrag. 

(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsansprüche gegen andere Staaten und wird solche 

auch nicht in Zukunft erheben. 

(4) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 

Republik werden sicherstellen, daß die Verfassung des vereinten Deutschland keinerlei 

Bestimmungen enthalten wird, die mit diesen Prinzipien unvereinbar sind. Dies gilt 

dementsprechend für die Bestimmungen, die in der Präambel und in den Artikeln 23 Satz 2 und 

146 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind. 

(5) Die Regierungen der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs Großbritannien 

und Nordirland, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und der Vereinigten Staaten von 

Amerika nehmen die entsprechenden Verpflichtungen und Erklärungen der Regierungen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik förmlich entgegen und 

erklären, daß mit deren Verwirklichung der endgültige Charakter der Grenzen des vereinten 

Deutschland bestätigt wird. 
 

Artikel 2 

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 

bekräftigen ihre Erklärungen, daß von deutschem Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach der 

Verfassung des vereinten Deutschland sind Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht 

vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die 

Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfassungswidrig und strafbar. Die Regierungen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik erklären, daß das 

vereinte Deutschland keine seiner Waffen jemals einsetzen wird, es sei denn in Übereinstimmung 

mit seiner Verfassung und der Charta der Vereinten Nationen. 

[…] 
 

V. Europäischer Einigungsprozess 
 

 1. Römische Verträge 
 

 2. Von der Wirtschaftsgemeinschaft zur politischen Union 
 

 3. Verfassung Europas? 

 


